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Um nachhaltige, ernsthafte Wege aus der Krise
zu beschreiten, reicht es nicht aus, wenn die ein-
zelnen Menschen ihre Verhaltensweisen ändern.1

Parallel zu einem Umdenkprozess bei vielen
unserer Mitbürgerinnen und Mitbürgern ist es er-
forderlich, die gesellschaftlichen Weichenstel-
lungen so zu ändern, dass die Ergebnisse indivi-
dueller Entscheidungen auch in eine gesell-
schaftlich richtige bzw. sinnvolle Richtung zie-
len.

In diesem Aufsatz werden dramatische, an die
Wurzeln unseres Wirtschaftssystems gehende po-
litische Maßnahmen vorgeschlagen:  

1. Einführung einer Vermögenssteuer in Höhe 
von 3% auf nicht selbst genutzten Grund 
und Boden sowie Immobilien. 

2. Einführung einer Vermögenssteuer in Höhe 
von 3% auf Anteilsbesitz an Unternehmen 
in Händen von Menschen, die nicht im 
Unternehmen mitarbeiten. 

3. Einführung von Freigeld, alterndem Geld 
oder Durchhaltekosten auf Geld.

Diese Maßnahmen sind in den Augen des Au-
tors der einzige Weg, unsere freiheitliche Markt-
wirtschaft aufrecht zu erhalten. Denn die derzeit
bestehenden Trends zu immer stärkerer Un-
gleichverteilung und Vermachtung der Wirtschaft
stellen die Grundpfeiler und die Stärken einer
freien Marktwirtschaft fundamental in Frage. Ka-
pital konzentriert sich seit mindestens 30 Jahren
in immer weniger Händen, viele Länder bewegen
sich immer mehr hin zu einer Plutokratie, einer
Geldherrschaft von wenigen Menschen über die
große Mehrheit der Bevölkerung.2 Kapital- und
Güterfehlallokation in größtem Umfang welt-
weit, krebsartige Strukturen in einer Vielzahl von
Märkten, soziale Verwerfungen und eine kom-
mende dramatische Bereinigung dieser ganzen
Missstände in Form einer Weltwirtschaftskrise
sind die Folgen dieser Entwicklungen. 

Eine freie Marktwirtschaft mit ihrer effizien-
ten Güterallokation setzt freien Wettbewerb zwi-
schen gleichberechtigten Partnern voraus. Dies ist
jedoch auf Grund der immer weiter gehenden
Konzentration von Macht in wenigen Händen im-
mer weniger gewährleistet. Und gerade dadurch
wird unserem freiheitlichen Wirtschafts- und
Rechtssystem zunehmend der Boden entzogen.

Die Maßnahmen sollen allen Arten von Kom-
munismus nach Vorbild der ehemaligen unmensch-
lichen Sowjetunion, der Menschen verachtenden
DDR oder des mensch- und umweltverachtenden
kommunistischen Chinas entgegenwirken, eben-
so allen fundamentalistischen Varianten unfrei-
heitlicher Systeme. Das freie Unternehmertum,
Eigeninitiative sowie das Eigentum an Produk-
tionsmitteln sollen gerade durch die in diesem
Aufsatz geschilderte gerechte Rahmenordnung er-
halten und gefördert werden. Lediglich die Aus-
wüchse, der Missbrauch von Kapitalmacht, die An-
häufung unverhältnismäßig hoher Kapitalsum-
men und damit Machtmittel in den Händen von
wenigen Menschen, die gerade das freie Unter-
nehmertum untergräbt, soll durch die hier ge-
schilderten Maßnahmen verhindert werden. 

1 Hintergründe der aktuellen 
Finanz- und Wirtschaftskrise

Keine Therapie ohne Diagnose: Um die erfor-
derlichen politischen und sozialen Weichenstel-
lungen zu erkennen, sollen nochmals in Kürze 3

die hierfür relevanten Krisenursachen analysiert
werden. 

Hauptursache der derzeitigen finanziellen und
wirtschaftlichen Verwerfungen war das in den
letzten Jahrzehnten sehr hohe Angebot an Ka-
pital, das weltweit zu niedrigen Zinsen geführt
hat. Das hohe Kapitalangebot und die niedrigen
Zinsen führten einerseits zu hohen Investitionen

Wege aus der Finanz- und Wirtschaftskrise –
Drei politische Weichenstellungen

Christian Kreiß
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in praktisch alle Arten von Anlageobjekten: pri-
vate und Gewerbeimmobilien, Unternehmensan-
teile (Aktienbörsen, Private-Equity, Mergers & Ak-
quisitions etc.), Rohstoffe (Erdöl, Kupfer etc.),
Nahrungsmittel, Gold, aber auch in reale Produk-
tionsanlagen wie Maschinen, Produktionsgebäu-
de und Infrastrukturanlagen. 

Auf der anderen Seite nahmen auf Grund der
niedrigen Zinsen und des reichlichen und ein-
fach zu erhaltenden Angebots an Bankkrediten
viele private Haushalte, aber auch Regierungen
und Unternehmen hohe Kredite auf. Diese Über-
investitionen auf zahlreichen Wirtschaftsgebie-
ten sowie die zu hohen Kredite bei vielen Schuld-
nern stellen den Kern der derzeitigen Krise dar,
denn diese Fehlentwicklungen müssen nun berei-
nigt werden. Der größte Teil der realwirtschaft-
lichen Bereinigung steht dabei noch bevor. 

Die zentrale Frage für die Erklärung der Krise
lautet daher: Woher kamen die niedrigen Zinsen
der letzten Jahre bzw. Jahrzehnte? Die Antwort
hierauf lautet: aus dem ins Gigantische gewach-
senen Kapitalangebot und seiner ebenfalls ge-
stiegenen Ungleichverteilung weltweit, die durch
zahllose Statistiken zu belegen ist.4 Was bedeu-
tet steigende Ungleichverteilung, jenseits der
moralischen Frage, rein ökonomisch? Die Spar-
quote der wohlhabenden privaten Haushalte ist
deutlich höher als diejenige bei ärmeren Haus-
halten.5 Steigt die Ungleichverteilung, so steigt
auch die Sparquote in dem betreffenden Land
und damit das Angebot an anzulegendem Kapital
und somit fallen die Zinsen. Genau dies trat in
den letzten Jahrzehnten in fast allen Ländern
der Erde ein.6

Auf nationaler Statistikebene muss dies nicht
zwangsläufig in Form einer steigenden gesamt-
wirtschaftlichen Sparquote sichtbar werden, wie
man z.B. an Hand der USA zeigen kann. Die er-
höhte Ersparnisbildung bei den wohlhabenden
Privathaushalten kann mit erhöhter Verschul-
dung bei den ärmeren Haushalten einhergehen,
so dass man die Veränderungen des Sparverhal-
tens in einem Land von außen nicht sieht. Der
ökonomische Effekt der erhöhten Ersparnisbil-
dung bei den wohlhabenden Privathaushalten ist
dennoch wirksam. Weltweit betrachtet hat ein zu-
nehmendes Kapitalangebot über niedrigere Zin-

sen7 zu höheren Investitionen auf praktisch allen
Ebenen geführt.

2 Die entscheidende Ursache der 
aktuellen Finanz- und Wirtschafts-
krise: unsere Eigentumsordnung 
(property rights)

Die entscheidende Frage lautet also: Woher
kamen die Zunahme des Kapitals und seine stei-
gende Ungleichverteilung weltweit? Die Antwort
hierauf ist: aus unserer bestehenden Eigentums-
ordnung („property rights“). Unsere Eigentums-
ordnung (und die praktisch aller anderen Län-
der) erlaubt zeitlich und mengenmäßig unbe-
grenztes Eigentum an den drei Hauptvermögens-
arten Grund und Boden mit den darauf befind-
lichen Immobilien, Realvermögen (Eigentum an
Unternehmen in Form von Aktien oder anderen
Unternehmensanteilen) sowie Geldvermögen.8

2.1 Zeitlich und mengenmäßig 
unbeschränktes Eigentum

Was bedeutet zeitlich und mengenmäßig
unbeschränktes Eigentum?

2.1.1 Mengenmäßig unbeschränktes 
Eigentum

Jeder Bürger kann Grund und Boden mit den
ggf. darauf befindlichen Immobilien wie Wohn-
häuser oder Gewerbeimmobilien in beliebiger
Höhe erwerben. Es gibt keinerlei Beschränkung-
en für Großgrundbesitz landwirtschaftlichen oder
anderweitig genutzten Bodens. Einzelne Men-
schen können tausende Hektar Ackerboden oder
hunderttausende von Wohnungen besitzen. De
facto befindet sich der größte Teil des deut-
schen Bodens, mit Ausnahme selbst genutzten
Wohneigentums, sofern er in Besitz von Inlän-
dern ist, in Händen von etwa einem Zehntel der
Bevölkerung.9 Gleiches gilt für Unternehmens-
anteile: einzelne Menschen können Millionen, ja
Milliarden von Aktien oder andere Anteile an ver-
schiedenen Unternehmen besitzen. Die gesamten
deutschen Unternehmen, soweit sie in Besitz
von Inländern sind, gehören ebenfalls etwa ei-
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nem Zehntel der deutschen Bevölkerung.10 Das-
selbe gilt für Eigentum an Geldvermögen wie
Staatsanleihen, Unternehmensanleihen oder Bank-
einlagen.11

2.1.2 Zeitlich unbeschränktes 
Eigentum

Die unentgeltliche Weitergabe von Eigentum
an natürliche Personen, insbesondere die eige-
nen Kinder, in Form von Schenkungen oder Ver-
erbung abzüglich Erbschafts- oder Schenkungs-
steuer, ist in fast allen Ländern der Erde in
beliebiger Höhe rechtlich erlaubt.12

2.2 Auswirkungen der 
Eigentumsordnung

2.2.1 Eigentum an Grund und Boden

Ein stark vereinfachtes Grundmodell kann auf-
zeigen, wie bei bestehender Ungleichverteilung
ein Trend zu immer stärkerer Ungleichverteilung
zwingend entstehen muss: Unten stehende Ta-
belle soll als Ausgangsbasis für ein radikal ver-
einfachtes Modell zu unserer Eigentumsordnung
an Grund und Boden dienen: 

Fünf Familien wohnen in fünf Häusern. Die
Familien 3 bis 5 sind nicht Eigentümer ihrer
Häuser, sondern bewohnen sie zur Miete. Die
Häuser befinden sich im Eigentum der Familien
1 und 2, wobei Familie 1 vier Häuser besitzt und
Familie 2 eines, dasjenige, das sie selbst be-
wohnt. Diese Eigentumsverteilung an Häusern gibt
sehr grob die tatsächliche Eigentümerstruktur in
Deutschland wieder: bei uns wohnen gut 63%
der Menschen zur Miete, die Eigenheimquote
liegt unter 37%13 und damit deutlich unter dem
Durchschnitt anderer OECD- Länder. 

In der Tabelle wird stark vereinfacht unter-
stellt, dass alle fünf Familien ein Arbeitsein-
kommen von 1.000 Einheiten pro Jahr erzielen.
Die Miete betrage 30 % des Einkommens, was für
einen großen Teil der Haushalte tatsächlich zu-
trifft.14 Dadurch, dass die Familien 3 bis 5 in Woh-
nungen leben, die Familie 1 gehören, fließen die
Mietzahlungen von diesen drei Familien an Fa-
milie 1. Familien 3 bis 5 haben dadurch nur noch
ein Nettoeinkommen von 700, Familie 1 dage-
gen ein Nettoeinkommen von 1.900.15

Unterstellt man, dass wohlhabendere Haushalte
eine höhere Sparquote haben, wofür es zahlrei-
che empirische Belege gibt 16, so zeigt sich, dass
Familie 1 im obigen Modell pro Zeiteinheit etwa
600 Geldeinheiten sparen kann. Familie 2, die
weder vermietet noch selbst mietet, könnte
demnach etwa 200 Geldeinheiten pro Jahr spa-
ren, die Familien 3 bis 5 hingegen deutlich we-
niger, etwa zwischen 10 und 70 Geldeinheiten
pro Jahr. Durch die höhere Ersparnisbildung wird
im Laufe der Zeit ein immer höheres Vermögen
von Familie 1 kumuliert, die Ungleichverteilung
nimmt strukturell immer mehr zu. 

Natürlich gibt es individuelle menschliche Un-
terschiede, so dass die zunehmende Ungleich-
verteilung nicht zwangsweise auf alle einzelnen
Familien zutreffen muss. Manche wohlhabende
Menschen verausgaben trotz hoher Einkommen
möglicherweise mehr als sie einnehmen und ver-
armen. Manche sehr sparsam lebende Familie mit
geringem Einkommen baut sich im Laufe ihres
Lebens ein kleines oder größeres Vermögen auf.
Aber strukturell wirken starke ökonomische Kräfte
auf einen Trend hin zu ständig steigender Un-
gleichverteilung. Und diese steigende Ungleich-
verteilung führt, wie oben dargestellt, zu einer
steigenden Sparquote, damit zu steigender ge-

Familie

1
2
3
4
5

Häuser

4
1
0
0
0

Arbeits-
einkommen

1.000
1.000
1.000
1.000
1.000

Miete

+ 900
+ 000
- 300
- 300
- 300

Netto-
einkommen

1.900
1.000
1.700
1.700
1.700

Konsum-
ausgaben

1.300
1.800
1.630
1.660
1.690

Ersparnis-
bildung

600
200
070
040
010
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samtwirtschaftlicher Kapitalbildung und folglich
zu tendenziell sinkenden Zinsen, was die derzeit
bestehenden mächtigen Investitionsblasen aus-
gelöst hat.

2.2.2 Geld führt zu mehr Geld

Obiges Schaubild 17 zeigt die Vermögensvertei-
lung in Deutschland in den Jahren 2007 und 2002.
Demnach hatten die reichsten 10% der deut-
schen Haushalte 2007 etwa 61% des deutschen
Nettovermögens (Vermögen abzüglich Schulden).
Die ärmsten 10% der deutschen Haushalte hatten
hingegen Nettoschulden von 1,6% der Gesamt-
vermögen. Die unteren 50% der deutschen Haus-
halte zusammengenommen, also gut 40 Mio. Men-
schen, hatten demnach 2007 netto kein Vermö-
gen. Die oberen 20% der Deutschen, also knapp
8 Mio. Menschen, hatten gut 80 % der Gesamt-
vermögen. Die Ungleichverteilung hat sich dabei
laut DIW von 2002 bis 2007 verstärkt.18

Praktisch alle Vermögensarten bringen Ertrag:
Für Eigentum an Grund und Boden bzw. Immobi-
lien erhält man Pachten oder Mieten, Unterneh-

Wem fließen diese € 478 Mrd. pro Jahr zu?
Der größte Teil davon, nämlich 80%, fließt den
oberen 20% der deutschen Haushalte zu, da die-
se gut 80% des deutschen Nettovermögens be-
sitzen, wie das obige Schaubild zeigt. Also etwa
€382 Mrd. pro Jahr flossen im Durchschnitt der
Jahre 2006 bis 2009 in Form von Nicht-Arbeits-
einkommen an die wohlhabendsten 20% der deut-
schen Haushalte. Man könnte in diesem Zusam-
menhang von einer „Reichen-Steuer“ sprechen:
Die wohlhabenden Haushalte erhalten vom er-
wirtschafteten Sozialprodukt vorab ohne Arbeits-
leistung einen Anteil von über 25% von den we-
niger wohlhabenden Haushalten. So lange diese
„Reichen-Steuer“ greift, wird sich zwangsläufig
die Ungleichverteilung weiter erhöhen.

Wie kommen diese Nicht-Arbeitseinkommens-
Umverteilungsflüsse bzw. Rentenzuflüsse konkret
zustande?

Der Preis eines jeden Produkts, das wir kaufen
enthält Kapital- und Arbeitsanteile. Man kann
dies am Beispiel von Brot verdeutlichen. Um das
Korn für Brot zu ernten, benötigt man Boden,
Kapital (Saatgut, Traktor, Dünger etc.) und

mensanteile erzielen Di-
videnden oder Ausschüt-
tungen bzw. ermöglichen
Entnahmen, Geldvermö-
gen erzielt Zinserträge.
Diese Einkünfte stellen
Renten dar, also Einnah-
men, denen keine Arbeits-
leistung gegenübersteht.
Der Sachverständigenrat
der deutschen Wirtschaft
(die „5 Weisen“) beziffert
die bereinigte Höhe die-
ser Nicht-Arbeits-Ein-
kommenszuflüsse für die
Jahre 2006 bis 2009 auf
durchschnittlich 25,8 %
des Volkseinkommens
bzw. € 478 Mrd. pro Jahr
bei einem durchschnitt-
lichen Volkseinkommen
von € 1.820 Mrd. pro 
Jahr in diesen vier Jah-
ren.19

Individuelles1 Nettovermögen nach Dezilen in Deutschland
2002 und 2007
Anteil am Gesamtvermögen in Prozent
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1 Personen in privaten Haushalten im Alter ab 17 Jahren
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Arbeitskraft (der Landwirt, der sät, pflegt und
erntet). Für den Boden muss Pacht gezahlt wer-
den, falls der Boden dem Landwirt nicht selbst
gehört. Gehört der Boden dem Landwirt, so muss
er dafür kalkulatorische Kosten in Höhe der
Pacht ansetzen. Für die eingesetzten Maschinen
muss der Landwirt entweder Zinsen zahlen, falls
die Maschinen fremdfinanziert sind. Bei Eigen-
finanzierung sind kalkulatorische Eigenkapital-
kosten anzusetzen. So ruht auf jedem geernte-
ten Korn eine bestimmte Summe von Kapital-
kosten bzw. Kapitalentgelt in Form von kalkula-
torischen oder tatsächlichen Kosten für Pach-
ten, Zinsen und Eigenkapital.

Gleiches gilt für den Mahlvorgang: Die Mühle,
die das Korn mahlt steht auf Grund und Boden,
für den kalkulatorische oder tatsächliche Pacht
entrichtet werden muss. Die Getreidemühle selbst
stellt ein Kapitalgut dar, für das kalkulatorische
oder tatsächliche Zinsen und/oder Eigenkapital-
rendite gezahlt werden muss.

Beim Bäcker wiederholt sich der Vorgang er-
neut: Die Bäckerei steht auf Grund und Boden,
benötigt Kapital in Form von Backöfen, Innen-
einrichtung, Vorräte etc., wofür wiederum Pacht
und Kapitaldienst entrichtet werden müssen.

In Summe enthält also der Brotpreis einen
bestimmten Anteil von Kapitalvergütung. Für
jeden Laib Brot, für jede Semmel, die wir kau-
fen, entrichten wir eine bestimme Summe Geldes
an diejenigen Eigentümer, deren Boden und Ka-
pital am Produktionsprozess beteiligt sind, ohne
dass diese Menschen durch Arbeit zum Produk-
tionsprozess beitragen.

Im Durchschnitt für alle Produkte und Dienst-
leistungen, die in Deutschland gekauft werden,
ruhen nach Berechnungen von Helmut Creutz
brutto etwa 35% Kapitalanteil 20, die zu 80% an
die oberen 20% der deutschen Haushalte flie-
ßen. Da auch die oberen 20% der Haushalte
Güter und Dienstleistungen konsumieren, fließt
netto, als reiner Umverteilungsfluss, ein gering-
erer Betrag, nämlich die vom Sachverständigen-
rat errechneten etwa € 382 Mrd. pro Jahr ohne
Arbeitsleistung an die wohlhabendsten 20 % der
Bundesbürger.21

2.2.3 Fazit

Unsere bestehende Eigentumsordnung führt
dazu, dass die Ungleichverteilung im Zeitverlauf
strukturell immer mehr zunimmt, dass sich Ka-
pital und Vermögen und damit wirtschaftliche
Macht immer stärker in den Händen weniger
konzentriert.

3 Politische Folgerungen

So lange weder zeitlich – über unbegrenzte
Vererbung – noch mengenmäßig eine Einschrän-
kung des Eigentums an Vermögen bei natürli-
chen Personen vorgenommen wird, werden über
die oben beispielhaft gezeigten Umverteilungs-
prozesse die Vermögen und in Folge auch die
Einkommen zwangsläufig immer ungleicher ver-
teilt werden. 

Um diesem sozialen und ökonomischen Spreng-
stoff entgegenzuwirken sind folgende Maßnah-
men denkbar: 

3.1 Besteuerung von Grund und 
Boden

Einführung einer Vermögenssteuer auf nicht
selbst genutzten bzw. bearbeiteten Grund und
Boden bzw. Immobilien von z.B. 3 % pro Jahr auf
den Verkehrswert. 

Beispiele: Die Familien, die im eigenen Haus
oder der eigenen Wohnung wohnen oder der
Landwirt, der seinen eigenen Grund und Boden
bearbeitet, würden diese Steuer nicht zahlen.
Große Immobilienbesitzer, die viele Wohnungen
vermieten, oder Großgrundbesitzer, die ihr Land
verpachten, würden diese Steuer entrichten müs-
sen. De facto wären von dieser Steuer lediglich
11% der deutschen Bevölkerung betroffen.22

Die Einnahmen aus dieser Steuer könnte man
dazu verwenden, die Beiträge zur Sozialversiche-
rung zu senken. Dadurch fände eine Umvertei-
lung der Steuerlast von der arbeitenden Bevöl-
kerung zu der Nicht-Arbeitseinkommen bezie-
henden Bevölkerung statt. Hierdurch würden die
Arbeitskosten der Unternehmen sinken und so-
mit mehr Arbeitsplätze entstehen sowie die Netto-
löhne steigen.
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ten anderer Menschen möglich ist. Alle Arten von
Zinseszins führen im Verlauf langer Zeiträume
über die Exponentialfunktion zu explosionsarti-
gem Wachstum, das durch die reale Wirtschaft
nicht gedeckt werden kann.

Hierbei handelt es sich um eine Systemfrage,
nicht um die Frage, ob einzelne besonders wohl-
habende Menschen ihr Vermögen mehr oder we-
niger professionell selbst verwalten oder ggf.
auch durch Fehlinvestitionen oder einen luxuriö-
sen Lebensstil verlieren. Ein großer Teil der welt-
weiten Vermögen wird heute durch hochintelli-
gente, professionelle Vermögensmanager, z.B. von
Investmentbanken, verwaltet 24, so dass sich Ei-
gentum und Verwaltung von Kapital zunehmend
trennen und zu immer mehr anonymisierten Ka-
pitalentscheidungen führen. 

Durch die Professionalisierung der Vermögens-
verwaltung25 während der letzten etwa 30 Jahre
wurden die großen Vermögen immer effizienter
gemanaged, während viele Kleinanleger und Spa-
rer nicht zuletzt aus Unkenntnis sich häufig mit
geringen Einlagezinsen zufrieden geben. Dadurch
erzielen die professionell verwalteten Vermögen
in der Regel höhere Renditen zu Lasten der
Kleinanleger, was wiederum die Ungleichvertei-
lung von Vermögen verstärkt. Dies führt dazu, dass
selbst dann, wenn die Realzinsen nicht über der
realen Wachstumsrate des Sozialproduktes liegen,
die Ungleichverteilung der Vermögen zunimmt.

Geldvermögen, das sich ohne Arbeitsleistung
durch den Zinseszinseffekt immer weiter kumu-
liert, stellt einen sozialen, wirtschaftlichen und
ökologischen Sprengstoff dar: 
- sozial, weil dadurch die Ungleichverteilung 

analog den oben geschilderten Umverteilungs-
prozessen immer stärker wird; 

- ökonomisch, weil es zu periodisch wiederkeh-
renden Überinvestitionskrisen etwa alle 70 Jah-
re führt; 

- ökologisch, weil die natürlichen Ressourcen mit 
diesem Wachstum auf Dauer nicht Schritt hal-
ten können. 
Die derzeit mögliche (und tatsächlich statt-

findende) uneingeschränkte Vermehrung von Geld-
vermögen könnte beendet werden durch die Ein-
führung von Freigeld 26, alterndem Geld 27, Durch-
haltekosten (carrying costs) auf Geld o.ä., wie

Außerdem würden die Grundstückspreise deut-
lich sinken, Wohnen würde billiger, Bauland für
Familien besser erschwinglich und die Eigen-
heimquote könnte steigen. Mieten und Pachten
und damit die Produktionskosten der Unterneh-
men würden sinken, dies würde zu sinkenden Prei-
sen für fast alle Arten von Gütern führen und
der allgemeine Lebensstandard würde steigen. 

3.2 Besteuerung von Eigentum an 
Unternehmen

Denkbar wäre die Einführung einer Vermögens-
steuer in Höhe von z.B. 3% des Verkehrswertes
pro Jahr für Anteilseigner, die nicht im Unter-
nehmen mitarbeiten, also solcher Eigentümer,
die nichts zum Erfolg des Unternehmens beitra-
gen, sondern lediglich ein Nicht-Arbeitseinkom-
men bzw. Renteneinkommen daraus erzielen.

Beispiele: der selbständige Handwerker oder
Unternehmer, der sein Unternehmen führt, wären
von dieser Steuer nicht betroffen. Klein- oder
Großanleger, die Aktien an fremden Unternehmen
zu Spekulations- oder Vermögenszwecken halten
oder Private Equity-Gesellschaften, die fremde
Unternehmen besitzen, wären von der Steuer
betroffen.

Die hieraus fließenden zusätzlichen Steuerein-
nahmen könnte man wiederum dazu verwenden,
die Lohnnebenkosten zu senken, dadurch Arbeit
für Unternehmen zu verbilligen und so Arbeits-
plätze zu schaffen. Es fände eine Umverteilung
der Steuerlast von der arbeitenden Bevölkerung
zu der Nicht-Arbeitseinkommen beziehenden Be-
völkerung statt.

3.3 Geldreform

Zur Verdeutlichung der Problematik sei die Ge-
schichte vom „Josephspfennig“ erwähnt: Wenn im
Jahre 0, bei der Flucht nach Ägypten, von Maria
und Joseph ein Pfennig zu einem Zinssatz von 
4 % angelegt worden wäre, so wäre daraus bis
zum Jahre 1750 über Zins und Zinseszins ein
Geldbetrag im Wert von einer Erdkugel aus Gold
geworden. Bis zum Jahr 1990 wären daraus 890
solche Kugeln geworden.23 Es ist offensichtlich,
dass eine solche Kapitalvermehrung nur zu Las-
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dies z.B. in der österreichischen Gemeinde Wörgl
von 1932 bis 1933 mit großem ökonomischen Er-
folg praktiziert wurde.28 Theoretische Grundlagen
dazu bestehen seit langem, allerdings werden
diese ökonomischen Theorien bislang von der
Mainstream-Ökonomie praktisch ignoriert.

Die Einführung von Freigeld mit Umlaufsiche-
rung bzw. Durchhaltekosten („carrying costs“)
würde bewirken, dass die Realzinsen deutlich
sinken. Die realen Einlagen- bzw. Habenzinsen
würden, je nach Laufzeit, etwa minus 4% bis 0%
betragen, die realen Kredit- bzw. Sollzinsen wür-
den etwa zwischen + 1% und + 3% liegen.29 

Durch die Absenkung der Einlagenzinsen wür-
de verhindert, dass Geldvermögen sich ohne Ar-
beitsleistung ständig weiter vermehrt, das heißt
die Nicht-Arbeitseinkommen aus Zinsen würden
eingestellt. Dadurch würden die in den Produkt-
preisen enthaltenen Kapitalanteile sinken, Güter
und Dienstleistungen also billiger und der allge-
meine Lebensstandard sowie die Reallöhne stei-
gen. Ein prominenter Befürworter einer solchen
Einführung von Durchhaltekosten bzw. carrying
costs auf Geld war John Maynard Keynes.30

3.4 Alternative Lösungen

Eine noch grundlegendere alternative Lösung
würde darin bestehen, die Eigentumsordnung als
solche zu ändern, indem man über eine Boden-
reform, eine Reform der Vermögen an Unterneh-
menskapital und eine Geldreform die Menge an
Eigentum begrenzt, sei es durch Erbschaftsrege-
lungen, sei es durch die Einführung von Ober-
grenzen an Eigentum, also Vermögensobergren-
zen.31

Was Eigentum an Unternehmen angeht, könn-
te man andenken, ähnlich den Rechten an gei-
stigem Eigentum wie Partituren und Büchern
auch die Eigentumsrechte an Unternehmen  nach
zum Beispiel 70 Jahren in das Eigentum der All-
gemeinheit überzuführen, etwa der jeweiligen
Kommune wie z.B. bei ZF Friedrichshafen32 oder
in gemeinnützige Stiftungen nach dem Modell
z.B. der Robert-Bosch-Stiftung33 – zwei segens-
reiche Einrichtungen, die viel Gutes für die
Allgemeinheit bewirken.

3.5 Nur ein Anfang

Die hier skizzierten politischen Weichenstel-
lungen stellen lediglich einen Anfang dar auf dem
Weg zu einer wirklich freiheitlichen Marktwirt-
schaft, die ein menschenwürdiges Dasein und
wirkliche Demokratie für alle Bürgerinnen und
Bürger ermöglicht. Darüber hinaus müsste eine
Fülle sozialer und politischer Schritte unternom-
men werden. In den Bereichen Medien, Werbung,
Erziehung, Soziales, Umwelt, Nachhaltigkeit usw.
wären ebenfalls tiefgehende Reformen nötig, die
Gegenstand anderer Aufsätze des Autors sind.

4 Plädoyer für eine freiheitliche 
Marktwirtschaft – gegen Kapitalis-
mus und gegen Kommunismus

Die hier vorgeschlagenen dramatischen steu-
erpolitischen Maßnahmen sollen unsere freiheit-
liche, ein menschenwürdiges Dasein ermöglich-
ende Wirtschafts- und Sozialordnung erhalten
bzw. stärken. Sie sollen in keiner Weise den
Menschen verachtenden Kommunismus oder So-
zialismus z.B. sowjetischer oder chinesischer Prä-
gung unterstützen oder gar ermöglichen. Durch
Verhinderung von gefährlichen Auswüchsen, die
sich seit etwa 30 Jahren dramatisch abzeichnen
und die gerade diese freiheitliche Wirtschafts-
und Sozialordnung in ihrem Fundament untergra-
ben, soll ein menschenwürdiges Dasein in Frei-
heit und Demokratie auch für die Zukunft er-
möglicht werden.
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